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ALLGEMEINE AUFTRAGSBEDINGUNGEN (AAB) 
der Rechtsanwälte  

Dr.  Sepp Manhart,  Dr.  Meinrad Eins le,  Dr.  Rupert Manhart (GbR) 
Römerstraße 19,  A-6900 Bregenz 

 
1. Anwendungsbereich 

1.1. Der Vertrag zwischen dem dem jeweiligen 
Rechtsanwalt und/oder der Rechtsanwaltsge-
sellschaft (im Folgenden kurz „Rechtsanwalt“) 
und dem Mandanten hat, sofern sich aus der ge-
troffenen Vereinbarung nicht etwas anderes er-
gibt, die entgeltliche Besorgung von Geschäften 
in Vertretung des Auftraggebers (Rechtshand-
lungen, Prozessführungen etc) zum Gegens-
tand. Der Rechtsanwalt ist berufsmäßiger Par-
teienvertreter, dem die Wahrung und Verfol-
gung der rechtlichen Interessen seiner Mandan-
ten obliegt. 

1.2. Auf das zwischen dem Rechtsanwalt und dem 
Mandanten bestehenden Vertragsverhältnisses 
(im Folgenden kurz „Mandat“) sind primär die 
Normen der Rechtsanwaltsordnung (RAO) und 
hilfsweise die Bestimmungen des 22. Haupt-
stücks des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetz-
buchs (ABGB) über die Bevollmächtigung (§§ 
1002 ff ABGB) anzuwenden, sofern durch die 
nachfolgenden Auftragsbedingungen keine 
Modifikationen der gesetzlichen Bestimmungen 
vorgenommen werden. 

1.3. Die Auftragsbedingungen gelten für sämtliche 
Tätigkeiten (insbesondere auch die rechtliche 
Beratung sowie die Übernahme von Treuhand-
schaften, Aufträgen oder sonstigen Besorgun-
gen) und gerichtliche/ behördliche wie außerge-
richtliche Vertretungshandlungen, die im Zuge 
des Mandats vorgenommen werden. 

1.4. Für Mandate, die dem Konsumentenschutzge-
setz unterliegen, gelten die Auftragsbedingun-
gen insoweit, als sie den Bestimmungen des 
Konsumentenschutzgesetzes nicht entgegenste-
hen. 

2. Auftrag und Vollmacht 

2.1. Der Rechtsanwalt ist berechtigt und verpflich-
tet, den Mandanten in jenem Maß zu vertreten, 
als dies zur Erfüllung des Mandats notwendig 
und zweckdienlich ist. Ändert sich die Rechts-
lage nach dem Ende des Mandats, so ist der 

Rechtsanwalt nicht verpflichtet, den Mandanten 
auf Änderungen oder sich daraus ergebende 
Folgen hinzuweisen. 

2.2. Der Mandant hat gegenüber dem Rechtsanwalt 
auf Verlangen eine schriftliche Vollmacht zu 
unterfertigen. Diese Vollmacht kann auf die 
Vornahme einzelner, genau bestimmter oder 
sämtlicher möglicher Rechtsgeschäfte bzw 
Rechtshandlungen gerichtet sein. 

3. Grundsätze der Vertretung 

3.1. Der Rechtsanwalt hat die ihm anvertraute Ver-
tretung gemäß dem Gesetz zu führen und die 
Rechte und Interessen des Mandanten gegen-
über jedermann mit Eifer, Treue und Gewis-
senhaftigkeit zu vertreten. 

3.2. Der Rechtsanwalt ist grundsätzlich berechtigt, 
seine Leistungen nach eigenem Ermessen vor-
zunehmen und alle Schritte zu ergreifen, insbe-
sondere Angriffs- und Verteidigungsmittel in 
jeder Weise zu gebrauchen, solange dies dem 
Auftrag des Mandanten, seinem Gewissen oder 
dem Gesetz nicht widerspricht. 

3.3. Erteilt der Mandant dem Rechtsanwalt eine 
Weisung, deren Befolgung mit auf Gesetz oder 
sonstigem Standesrecht (zB den „Richtlinien 
für die Berufsausübung der Rechtsanwälte“ 
[RL-BA] oder der Spruchpraxis der Obersten 
Berufungs- und Disziplinarkommission für 
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 
[OBDK]) beruhenden Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Berufsausübung des Rechtsanwaltes 
unvereinbar ist, hat der Rechtsanwalt die Wei-
sung abzulehnen. Sind Weisungen aus Sicht des 
Rechtsanwaltes für den Mandanten unzweck-
mäßig oder sogar nachteilig, hat der Rechtsan-
walt vor der Durchführung den Mandanten auf 
die möglicherweise nachteiligen Folgen hinzu-
weisen. 

3.4. Bei Gefahr im Verzug ist der Rechtsanwalt 
berechtigt, auch eine vom erteilten Auftrag 
nicht ausdrücklich gedeckte oder eine einer er-
teilten Weisung entgegenstehende Handlung zu 
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setzen oder zu unterlassen, wenn dies im Inte-
resse des Mandanten dringend geboten er-
scheint. 

4. Informations- und Mitwirkungspflichten des 
Mandanten 

4.1. Nach Erteilung des Mandats ist der Mandant 
verpflichtet, dem Rechtsanwalt sämtliche In-
formationen und Tatsachen, die im Zusammen-
hang mit der Ausführung des Mandats von Be-
deutung sein könnten, unverzüglich mitzuteilen 
und alle erforderlichen Unterlagen und Be-
weismittel zugänglich zu machen. Der Rechts-
anwalt ist berechtigt, die Richtigkeit der Infor-
mationen, Tatsachen, Urkunden, Unterlagen 
und Beweismittel anzunehmen, sofern deren 
Unrichtigkeit nicht offenkundig ist. Der 
Rechtsanwalt hat durch gezielte Befragung des 
Mandanten und/oder andere geeignete Mittel 
auf die Vollständigkeit des Sachverhaltes hin-
zuwirken. Betreffend die Richtigkeit ergänzen-
der Informationen gilt Satz 2.  

4.2. Während aufrechten Mandats ist der Mandant 
verpflichtet, dem Rechtsanwalt alle geänderten 
oder neu eintretenden Umstände, die im Zu-
sammenhang mit der Ausführung des Auftrages 
von Bedeutung sein könnten, unverzüglich nach 
Bekanntwerden derselben mitzuteilen. 

5. Verschwiegenheitsverpflichtung, Interessen-
kollision 

5.1. Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit 
über alle ihm anvertrauten Angelegenheiten 
und die ihm sonst in seiner beruflichen Eigen-
schaft bekannt gewordenen Tatsachen ver-
pflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse 
seines Mandanten gelegen ist.  

5.2. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, sämtliche 
Mitarbeiter im Rahmen der geltenden Gesetze 
und Richtlinien mit der Bearbeitung von Ange-
legenheiten zu beauftragen, soweit diese Mitar-
beiter über die Verpflichtung zur Verschwie-
genheit belehrt worden sind. 

5.3. Nur soweit dies zur Verfolgung von Ansprü-
chen des Rechtsanwaltes (insbesondere An-
sprüchen auf Honorar des Rechtsanwaltes) oder 
zur Abwehr von Ansprüchen gegen den 
Rechtsanwalt (insbesondere Schadenersatzfor-
derungen des Mandanten oder Dritter gegen 
den Rechtsanwalt) erforderlich ist, ist der 
Rechtsanwalt von der Verschwiegenheitspflicht 
entbunden. 

5.4. Der Mandant kann den Rechtsanwalt jederzeit 
von der Verschwiegenheitsverpflichtung ent-
binden. Die Entbindung von der Verschwie-
genheit durch seinen Mandanten enthebt den 

Rechtsanwalt nicht der Verpflichtung, zu prü-
fen, ob seine Aussage dem Interesse seines 
Mandanten entspricht. 

5.5. Der Rechtsanwalt hat zu prüfen, ob durch die 
Ausführung eines Mandats die Gefahr eines In-
teressenkonflikts im Sinne der Bestimmungen 
der Rechtsanwaltsordnung besteht. 

6. Berichtspflicht des Rechtsanwaltes 

Der Rechtsanwalt hat den Mandanten über die 
von ihm vorgenommenen Handlungen im Zu-
sammenhang mit dem Mandat in angemesse-
nem Ausmaß mündlich oder schriftlich in 
Kenntnis zu setzen. 

7. Treuhandschaften  

7.1. Für vom Rechtsanwalt übernommene Treu-
handschaften gilt das Statut der Treuhand-
Revision der Vorarlberger Rechtsanwaltskam-
mer in der jeweils geltenden Fassung.  

7.2. Im Zweifel gilt die Treuhandschaft als mehrsei-
tige Treuhandschaft. Ein Widerruf der mehrsei-
tigen Treuhandschaft durch einen Treugeber ist 
nicht möglich.  

8. Vertragserrichtung  

Der Rechtsanwalt ist bei der Erfüllung des 
Mandats nur dem Mandanten gegenüber ver-
pflichtet. Dies gilt grundsätzlich auch gegen-
über dem nicht anwaltlich vertretenen Ver-
tragspartner, sofern nicht eine ausdrückliche 
Beauftragung durch den Vertragspartner er-
folgt. 

9. Unterbevollmächtigung und Substitution 

9.1. Der Rechtsanwalt kann sich durch einen bei 
ihm in Verwendung stehenden Rechtsanwalts-
anwärter oder einen anderen Rechtsanwalt oder 
dessen befugten Rechtsanwaltsanwärter vertre-
ten lassen (Unterbevollmächtigung). 

9.2. Der Rechtsanwalt darf im Verhinderungsfalle 
den Auftrag oder einzelne Teilhandlungen an 
einen anderen Rechtsanwalt weitergeben (Sub-
stitution). 

9.3. Der Rechtsanwalt haftet dabei nur für Ver-
schulden bei der Auswahl des Substituten (cul-
pa in eligendo). 

10. Honorar 

10.1. Wenn keine anders lautende Vereinbarung 
getroffen wurde, hat der Rechtsanwalt An-
spruch auf ein angemessenes Honorar. 
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10.2. Die Leistungen des Rechtsanwaltes werden 
grundsätzlich nach RATG und AHK oder nach 
Wahl des Rechtsanwaltes nach Zeitaufwand auf 
der Grundlage der jeweils geltenden Stunden-
sätze verrechnet. Bei Verrechnung nach Zeit-
aufwand wird jede angefangene Viertelstunde 
verrechnet. 

10.3. Auch bei Vereinbarung eines Pauschal- oder 
Zeithonorars gebührt dem Rechtsanwalt we-
nigstens der vom Gegner über dieses Honorar 
hinaus erstrittene Kostenersatzbetrag, soweit 
dieser einbringlich gemacht werden kann, an-
sonsten das vereinbarte Pauschal- oder Zeitho-
norar. 

10.4. Zu dem dem Rechtsanwalt gebührenden/mit 
ihm vereinbarten Honorar sind die Umsatzsteu-
er im gesetzlichen Ausmaß, die erforderlichen 
und angemessenen Spesen (zB für Fahrtkosten, 
Telefon, Telefax, Kopien) sowie die im Namen 
des Mandanten entrichteten Barauslagen (zB 
Gerichtsgebühren) hinzuzurechnen. 

10.5. Der Mandant nimmt zur Kenntnis, dass eine 
vom Rechtsanwalt vorgenommene, nicht aus-
drücklich als bindend bezeichnete Schätzung 
über die Höhe des voraussichtlich anfallenden 
Honorars unverbindlich und nicht als verbindli-
cher Kostenvoranschlag (iSd § 5 Abs 2 KSchG) 
zu sehen ist, weil das Ausmaß der vom Anwalt 
zu erbringenden Leistungen ihrer Natur nach 
nicht verlässlich im voraus beurteilt werden 
kann. 

10.6. Der Aufwand für die Abrechnung und Erstel-
lung der Honorarnoten wird dem Mandanten 
nicht in Rechnung gestellt. Dies gilt jedoch 
nicht für den Aufwand, der durch die auf 
Wunsch des Mandanten durchgeführte Überset-
zung von Leistungsverzeichnissen in eine ande-
re Sprache als Deutsch entsteht. Verrechnet 
wird, sofern keine anders lautende Vereinba-
rung besteht, der Aufwand für auf Verlangen 
des Mandanten verfasste Briefe an den Wirt-
schaftsprüfer des Mandanten, in denen zB der 
Stand anhängiger Causen, eine Risikoeinschät-
zung für die Rückstellungsbildung und/oder der 
Stand der offenen Honorare zum Abschluss-
stichtag angeführt werden. 

10.7. Der Rechtsanwalt ist zu jedem beliebigen Zeit-
punkt, jedenfalls aber quartalsmäßig, berech-
tigt, Honorarnoten zu legen und Honorarvor-
schüsse zu verlangen. 

10.8. Ist der Mandant Unternehmer, gilt eine dem 
Mandanten übermittelte und ordnungsgemäß 
aufgeschlüsselte Honorarnote als genehmigt, 
wenn und soweit der Mandant nicht binnen ei-
nes Monats (maßgebend ist der Eingang beim 
Rechtsanwalt) ab Erhalt schriftlich wider-
spricht. 

10.9. Sofern der Mandant mit der Zahlung des ge-
samten oder eines Teiles des Honorars in Ver-
zug gerät, hat er an den Rechtsanwalt Verzugs-
zinsen in der gesetzlichen Höhe, mindestens 
aber in Höhe von 4 % über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz zu zahlen. Darüber hinausgehende 
gesetzliche Ansprüche (zB § 1333 ABGB) 
bleiben unberührt. 

10.10. Sämtliche gerichtliche und behördliche Kosten 
(Barauslagen) und Spesen (zB wegen zugekauf-
ter Fremdleistungen) können – nach Ermessen 
des Rechtsanwaltes – dem Mandanten zur di-
rekten Begleichung übermittelt werden. 

10.11. Bei Erteilung eines Auftrages durch mehrere 
Mandanten in einer Rechtssache haften diese 
solidarisch für alle daraus entstehenden Forde-
rungen des Rechtsanwaltes. 

10.12. Kostenersatzansprüche des Mandanten gegen-
über dem Gegner werden hiermit in Höhe des 
Honoraranspruches des Rechtsanwaltes an die-
sen mit ihrer Entstehung abgetreten. Der 
Rechtsanwalt ist berechtigt, die Abtretung dem 
Gegner jederzeit mitzuteilen. 

11. Haftung des Rechtsanwaltes 

11.1. Die Haftung des Rechtsanwaltes für fehlerhafte 
Beratung oder Vertretung ist auf die für den 
konkreten Schadensfall zur Verfügung stehende 
Versicherungssumme beschränkt, besteht aber 
mindestens in Höhe der in § 21 a RAO idgF 
genannten Versicherungssumme. Dies sind der-
zeit EUR 400.000,00 (in Worten: Euro vier-
hunderttausend) und bei Rechtsanwaltsgesell-
schaften in Form einer Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung EUR 2.400.000,00 (in Wor-
ten: Euro zwei Millionen vierhunderttausend). 
Diese Haftungsbeschränkung gilt, wenn der 
Mandant Verbraucher ist, nur für den Fall leicht 
fahrlässiger Schadenszufügung. 

11.2. Der gemäß vorstehender Bestimmung geltende 
Höchstbetrag umfasst alle gegen den Rechts-
anwalt wegen fehlerhafter Beratung und/oder 
Vertretung bestehenden Ansprüche, wie insbe-
sondere auf Schadenersatz und Preisminderung. 
Dieser Höchstbetrag umfasst nicht Ansprüche 
des Mandanten auf Rückforderung des an den 
Rechtsanwalt geleisteten Honorars. Allfällige 
Selbstbehalte verringern die Haftung nicht. Der 
geltende Höchstbetrag bezieht sich auf einen 
Versicherungsfall. Bei Vorhandensein zweier 
oder mehrerer konkurrierender Geschädigter 
(Mandanten) ist der Höchstbetrag für jeden ein-
zelnen Geschädigten nach dem Verhältnis der 
betraglichen Höhe der Ansprüche zu kürzen. 

11.3. Bei Beauftragung einer Rechtsanwaltsgesell-
schaft gelten die Haftungsbeschränkungen auch 
zugunsten aller für die Gesellschaft (als deren 
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Gesellschafter, Geschäftsführer, angestellte 
Rechtsanwälte oder in sonstiger Funktion) täti-
gen Rechtsanwälte. 

11.4. Der Rechtsanwalt haftet für mit Kenntnis des 
Mandanten im Rahmen der Leistungserbrin-
gung mit einzelnen Teilleistungen beauftragte 
Dritte (insbesondere externe Gutachter), die 
weder Dienstnehmer noch Gesellschafter sind, 
nur bei Auswahlverschulden. 

11.5. Der Rechtsanwalt haftet nur gegenüber seinem 
Mandanten, nicht gegenüber Dritten. Der Man-
dant ist verpflichtet, Dritte, die aufgrund des 
Zutuns des Mandanten mit den Leistungen des 
Rechtsanwaltes in Berührung geraten, auf die-
sen Umstand ausdrücklich hinzuweisen. 

11.6. Der Rechtsanwalt haftet für die Kenntnis aus-
ländischen Rechts nur bei schriftlicher Verein-
barung oder wenn er sich erbötig gemacht hat, 
ausländisches Recht zu prüfen. EU-Recht gilt 
niemals als ausländisches Recht, wohl aber das 
Recht der Mitgliedstaaten. 

12. Verjährung/Präklusion 

Soweit nicht gesetzlich eine kürzere Verjäh-
rungs- oder Präklusivfrist gilt, verfallen sämtli-
che Ansprüche (falls der Mandant nicht Unter-
nehmer iSd Konsumentenschutzgesetzes ist, je-
doch nicht Gewährleistungsansprüche) gegen 
den Rechtsanwalt, wenn sie nicht vom Mandan-
ten binnen sechs Monaten (falls der Mandant 
Unternehmer iSd Konsumentenschutzgesetzes 
ist) oder binnen eines Jahres (falls der Mandant 
nicht Unternehmer ist) ab dem Zeitpunkt, in 
dem der Mandant vom Schaden und der Person 
des Schädigers oder vom sonst anspruchsbe-
gründenden Ereignis Kenntnis erlangt, gericht-
lich geltend gemacht werden, längstens aber 
nach Ablauf von fünf Jahren nach dem scha-
denstiftenden (anspruchsbegründenden) Verhal-
ten (Verstoß). 

13. Rechtsschutzversicherung des Mandanten 

13.1. Verfügt der Mandant über eine Rechtsschutz-
versicherung, so hat er dies dem Rechtsanwalt 
unverzüglich bekannt zu geben und die erfor-
derlichen Unterlagen (soweit verfügbar) vorzu-
legen. Der Rechtsanwalt ist aber unabhängig 
davon auch von sich aus verpflichtet, Informa-
tionen darüber einzuholen, ob und in welchem 
Umfang eine Rechtsschutzversicherung besteht 
und um rechtsschutzmäßige Deckung anzusu-
chen. 

13.2. Die Bekanntgabe einer Rechtsschutzversiche-
rung durch den Mandanten und die Erwirkung 
rechtsschutzmäßiger Deckung durch den 
Rechtsanwalt lässt den Honoraranspruch des 

Rechtsanwaltes gegenüber dem Mandanten un-
berührt und ist nicht als Einverständnis des 
Rechtsanwaltes anzusehen, sich mit dem von 
der Rechtsschutzversicherung Geleisteten als 
Honorar zufrieden zu geben. Der Rechtsanwalt 
hat den Mandanten darauf hinzuweisen. 

13.3. Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, das 
Honorar von der Rechtsschutzversicherung di-
rekt einzufordern, sondern kann das gesamte 
Entgelt vom Mandanten begehren. 

14. Beendigung des Mandats 

14.1. Das Mandat kann vom Rechtsanwalt oder vom 
Mandanten ohne Einhaltung einer Frist und oh-
ne Angabe von Gründen jederzeit aufgelöst 
werden. Der Honoraranspruch des Rechtsan-
waltes bleibt davon unberührt. 

14.2. Im Falle der Auflösung durch den Mandanten 
oder den Rechtsanwalt hat dieser für die Dauer 
von 14 Tagen den Mandanten insoweit noch zu 
vertreten, als dies nötig ist, um den Mandanten 
vor Rechtsnachteilen zu schützen. Diese Pflicht 
besteht nicht, wenn der Mandant das Mandat 
widerruft und zum Ausdruck bringt, dass er ei-
ne weitere Tätigkeit des Rechtsanwaltes nicht 
wünscht. 

15. Herausgabepflicht 

15.1. Der Rechtsanwalt hat nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses auf Verlangen dem Man-
danten Urkunden im Original zurückzustellen. 
Der Rechtsanwalt ist berechtigt, Kopien dieser 
Urkunden zu behalten. 

15.2. Soweit der Mandant nach Ende des Mandats 
nochmals Schriftstücke (Kopien von Schriftstü-
cken) verlangt, die er im Rahmen der Mandats-
abwicklung bereits erhalten hat, sind die Kosten 
vom Mandanten zu tragen. 

15.3. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die Akten für 
die Dauer von fünf Jahren ab Beendigung des 
Mandats aufzubewahren und in dieser Zeit dem 
Mandanten bei Bedarf Abschriften auszuhändi-
gen. Für die Kostentragung gilt obige Bestim-
mung. Sofern für die Dauer der Aufbewah-
rungspflicht längere gesetzliche Fristen gelten, 
sind diese einzuhalten. Der Mandant stimmt der 
Vernichtung der Akten (auch von Originalur-
kunden) nach Ablauf der Aufbewahrungspflicht 
zu. 

16. Urheberrecht 

16.1. Anwaltliche Verträge, Vertragsentwürfe, Gut-
achten etc genießen urheberrechtlichen Schutz. 
Das Urheberrecht an diesen Werken steht aus-
schließlich dem Rechtsanwalt zu. 
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16.2. Die Einräumung einer Werknutzungsbewilli-
gung oder eines Werknutzungsrechts zugunsten 
des Mandanten bedarf, sofern sie sich nicht aus 
dem Zweck des Vertragsverhältnisses konklu-
dent ergibt, der schriftlichen Zustimmung durch 
den Rechtsanwalt. 

16.3. Eine dem Mandanten oder Dritten eingeräumte 
Werknutzungsbewilligung oder ein dem Man-
danten oder Dritten eingeräumtes Werknut-
zungsrecht an urheberrechtlich geschützten 
Werken des Rechtsanwalts erstreckt sich man-
gels abweichender Vereinbarung nur auf den 
vom Mandant umfassten Anwendungsbereich. 
Insbesondere ist eine wiederholte Verwendung 
von geschützten Vertragsmustern durch den 
Auftraggeber untersagt.  

16.4. Werknutzungsrechte oder Werknutzungsbewil-
ligungen zugunsten des Mandanten gelten erst 
nach vollständiger Bezahlung des hierfür ver-
einbarten Entgelts als eingeräumt.  

17. Rechtswahl und Gerichtsstand 

17.1. Die Auftragsbedingungen und das durch diese 
geregelte Mandatsverhältnis unterliegen mate-
riellem österreichischem Recht. 

17.2. Erfüllungsort ist der Sitz des Rechtsanwaltes. 

17.3. Für Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusam-
menhang mit dem durch die Auftragsbedingun-
gen geregelten Vertragsverhältnis, wozu auch 
Streitigkeiten über dessen Gültigkeit zählen, 
wird die ausschließliche Zuständigkeit des 
sachlich zuständigen Gerichtes am Sitz des 
Rechtsanwaltes vereinbart, soweit dem nicht 
zwingendes Recht entgegensteht. Der Rechts-
anwalt ist jedoch berechtigt, Ansprüche gegen 
den Mandanten auch bei jedem anderen Gericht 
im In- oder Ausland einzubringen, in dessen 
Sprengel der Mandant seinen Sitz, Wohnsitz, 
eine Niederlassung oder Vermögen hat. Gegen-
über Mandanten, die Verbraucher iSd Konsu-
mentenschutzgesetzes sind, gilt die Gerichts-
standsregelung des § 14 KSchG. 

18. Schlussbestimmungen 

18.1. Änderungen oder Ergänzungen dieser Auf-
tragsbedingungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Schriftform, sofern der Mandant nicht 

Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutz-
gesetzes ist. 

18.2. Erklärungen des Rechtsanwaltes an den Man-
danten gelten jedenfalls als zugegangen, wenn 
sie an die bei Mandatserteilung vom Mandanten 
bekannt gegebene oder die danach schriftlich 
mitgeteilte, geänderte Adresse versandt werden. 
Der Rechtsanwalt kann mit dem Mandanten a-
ber – soweit nichts anderes vereinbart ist – in 
jeder ihm geeignet erscheinenden Weise kor-
respondieren. Nach diesen Auftragsbedingun-
gen schriftlich abzugebende Erklärungen kön-
nen – soweit nichts anderes bestimmt ist – auch 
mittels Telefax oder e-Mail abgegeben werden. 
Der Rechtsanwalt ist ohne anders lautende 
schriftliche Weisung des Mandanten berechtigt, 
den e-Mail-Verkehr mit dem Mandanten in 
nicht verschlüsselter Form abzuwickeln. Der 
Mandant erklärt, über die damit verbundenen 
Risken (insbesondere Zugang, Geheimhaltung, 
Veränderung von Nachrichten im Zuge der Ü-
bermittlung) informiert zu sein und in Kenntnis 
dieser Risken zuzustimmen, dass der e-Mail-
Verkehr nicht in verschlüsselter Form durchge-
führt wird. Ferner kann der Rechtsanwalt e-
Mails nicht sofort nach Eingang darauf über-
prüfen, ob sie Fristen oder Termine enthalten. 

18.3. Der Mandant erklärt sich ausdrücklich damit 
einverstanden, dass der Rechtsanwalt die den 
Mandanten und/oder sein Unternehmen betref-
fenden personenbezogenen Daten insoweit ver-
arbeitet, überlässt oder übermittelt (iSd Daten-
schutzgesetzes), als dies zur Erfüllung der dem 
Rechtsanwalt vom Mandanten übertragenen 
Aufgaben notwendig und zweckmäßig ist oder 
sich aus gesetzlichen oder standesrechtlichen 
Verpflichtungen des Rechtsanwaltes (zB Teil-
nahme am elektronischen Rechtsverkehr etc) 
ergibt. 

18.4. Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen 
dieser Auftragsbedingungen oder des durch die 
Auftragsbedingungen geregelten Vertragsver-
hältnisses lässt die Gültigkeit der übrigen Ver-
einbarung unberührt. Die Vertragspartner ver-
pflichten sich, die unwirksame(n) Bestim-
mung(en) durch eine dieser im wirtschaftlichen 
Ergebnis möglichst nahe kommende Regelung 
zu ersetzen. 

Stand 1.1.2011 
 


